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Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Konjunkturpolitik 
— Drucksache VI/714 — 


Wie in der Bundestagssitzung am 24. April 1970 
im Rahmen der aktuellen Stunde von seiten der 
Bundesregierung erklärt worden ist, legt sie den 
gesetzgebenden Körperschaften einen Nachtrag zum 
Jahreswirtschaftsbericht 1970 vor. Hierin gibt sie 
ihre Einschätzung der Konjunkturlage anhand der 
jüngsten Indikatoren und eine Gegenüberstellung 
der jüngsten Prognose des interministeriellen Ar- 
beitskreises Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzun- 
gen mit der im Jahreswirtschaftsbericht enthaltenen 
Zielprojektion der Bundesregierung für das Jahr 
1970 wieder. Schließlich enthält der Nachtrag die 
konjunkturpolitischen Konsequenzen, die die Bun- 
desregierung aus der derzeitigen Lage und den 
überschaubaren Tendenzen zieht. Wiewohl sie der 
Auffassung ist, daß sie damit den gesetzgebenden 
Körperschaften die eigene Urteilsbildung über die 
konjunkturelle Lage so weit wie möglich erleichtert 
hat, begrüßt sie die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU zur Konjunkturpolitik vom 30. April 1970. 
Die Beantwortung dieser Frage gibt der Bundes- 
regierung die Gelegenheit, spezifische Informations- 
wünsche besser zu befriedigen, als dies im Rahmen 
des Nachtrags zum Jahreswirtschaftsbericht gesche- 
hen sein mag. 

Im einzelnen nimmt die Bundesregierung zu den 
Fragen wie folgt Stellung: 


Frage 1.1. 

Steht die Bundesregierung noch heute auf dem 
Standpunkt, den sie im Jahreswirtschaftsbericht 
eingenommen hatte, daß für die zweite Jahres- 
hälfte 1970 eine Verlangsamung der Nachfrage- 
entwicklung und ein Nachlassen der konjunktu- 
rellen Spannungen zu erwarten sind? 

Aus Gründen, die im einzelnen im Nachtrag zum 
Jahreswirtschaftsbericht dargestellt sind, werden 


| Nachfrage und Produktion 1970 stärker sein als 
1 Ende 1969 bzw. Anfang 1970 nicht nur von der Bun- 
| desregierung, sondern auch vom Sachverständi- 
i genrat und den Wirtschaftsforschungsinstituten vor- 
ausgeschätzt worden ist. Gleichwohl ist nicht zu ver- 
kennen, daß die Nachfrage bei den verschiedenen 
Industriezweigen und zwischen Inlands- und Aus- 
landsnachfrage jetzt differenzierter verläuft als vor 
der Verbesserung der DM-Parität und den auf dieser 
Absicherung beruhenden haushalts- und kreditpoliti- 
schen Dämpfungsmaßnahmen. In Anbetracht der 
Stärke der Auftriebskräfte wird freilich — trotz der 
gleichfalls erfreulich hohen Angebotselastizität — 
der Übergang in ein spannungsloseres Wachstum 
später erfolgen als zunächst erwartet wurde. 


| Frage I. 2. a) 

: Wie beurteilt die Bundesregierung die in den 

letzten Monaten eingetretenen Preissteigerun- 
| gen? 

Wie hoch waren insbesondere die monatlichen 
Zuwachsraten gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum und gegenüber dem Vor- 
monat folgender Indices seit Oktober 1969 für: 

! Index der Erzeugerpreise industrieller Produkte, 

■ Preisindex für die Lebenshaltung 

| — alle privaten Haushalte 

1 — 2-Personen-Haushalte von Renten- und So- 

| zialhilfeempfängern 

| — einfache Lebenshaltung eines Kindes, 

j Preisindex für Wohnungs- und Garagenbenut- 

| zung, 

| Preisindex für Wohnungsgebäude (Baukosten)? 

| Die in der Frage genannten Preisindices weisen 
j folgende Entwicklung auf: 
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Veränderungen in °/o 




1969 



1970 




Oktober 

Novem- 

ber 

Dezem- 

ber 

Januar 

Februar 

März 

April 

Index der Erzeugerpreise Industrie 
Veränderungen gegenüber 

Vormonat 

Iler Produkte 

+ 1,2 + 0,6 

+ 0,4 

+ 1,4 

+0,5 

+ 0,3 

+ 0,2 

Vorjahresmonat 

+4,0 

+ 4,5 

+ 4,7 

+5,8 

+6,2 

+6,4 

+ 6,4 

darunter: 

1. „reine" Investitionsgüter 

Veränderungen gegenüber 

Vormonat 

+ 2,3 

+ 0,7 

+0,6 

+ 2,0 

+ 0,6 

+0,3 

+ 0,3 

Vorjahresmonat 

+ 6,9 

+7,7 

+8,2 

+ 9,2 

+9,5 

+ 9,6 

+ 9,6 

2. „reine" Verbrauchsgüter 
Veränderungen gegenüber 

Vormonat 

+0,7 

+ 0,3 

+ 0,3 

+ 1,5 

+ 0,5 

+ 0,2 

+ 0,3 

Vorjahresmonat 

+ 1,8 

+2,0 

+ 2,4 

+3,6 

+ 4,2 

+ 4,4 

+4,6 

Preisindex für die Lebenshaltung c 

Veränderungen gegenüber 

Vormonat 

liier privaten Haushalte 

+ 0,3 +0,4 +0,5 

+ 1,2 

+ 0,2 

+ 0,4 

+ 0,2 

Vorjahresmonat 

+ 2,8 

+2,7 

+2,9 

+3,5 

+ 3,5 

+3,7 

+ 3,8 

darunter: Wohnungs- und Ge 

Veränderungen gegenüber 

Vormonat 

iragennutzung 

+0,3 +0,3 

+ 0,1 

+ 0,6 

+ 0,5 

+ 0,4 

+0,4 

Vorjahresmonat 

+ 6,5 

+6,3 

+ 5,8 

+ 4,4 

+4,3 

+4,3 

+ 4,0 

Preisindex für die Lebenshaltung \ 

Veränderungen gegenüber 

Vormonat 

ron Renten- und Sozialhilfeempfängern 

| +0,2 +0,4 +0,5 +1,4 

+ 0,3 

+0,5 

+ 0,2 

Vorjahresmonat 

| +3,6 

+ 3,4 

+ 3,4 

+3,8 

+ 3,9 

+ 4,0 

+3,8 

Preisindex für die einfache Lebens 

Veränderungen gegenüber 

Vormonat 

haltung eines Kindes 

-0,1 +0,6 +0,8 

+2,3 

+ 0,5 

+0,6 

0 

Vorjahresmonat 

j +4,2 

+ 3,3 

+3,3 

+3,9 

+3,8 

+3,8 

+3,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Nach dem Baupreisindex für Wohngebäude, der 
nur vierteljährlich berechnet wird, waren Baulei- 
stungen am Gebäude im November 1969 um 3,6% 
teurer als im August 1969 und um 8,8% teurer als 
im vergleichbaren Vorjahresmonat. Für Februar 
1970 liegen die entsprechenden Bundesergebnisse 
noch nicht vor. Aus den bereits vorhandenen Daten 
der Länder Baden-Württemberg, Bayern und Nord- 
rhein-Westfalen, auf die etwa 60% des Bauvolu- 
mens in der Bundesrepublik entfällt, läßt sich aber 
entnehmen, daß der Baupreisindex für Wohnge- 
bäude von November 1969 auf Februar 1970 im Bun- 
desdurchschnitt voraussichtlich um etwa 6% ge- 
stiegen sein dürfte. Dies würde eine Erhöhung des 
Preisniveaus gegenüber Februar 1969 von etwa 15 % 
bedeuten. Zu den Konsequenzen, die sich daraus 
für die Entwicklung des Wohnungsbaues und der 
Neubaumieten ergeben, hat sich die Bundesregie- 
rung in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der 
CDU/CSU (Drucksache VT/71 6) zur Wohnungsbau- 
politik geäußert. 


Frage I. 2. b) 

Ist es richtig, daß der Anstieg der Erzeuger- 
preise industrieller Produkte gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreszeitraum — abgese- 
hen von der Korea-Hausse - — einen einmaligen 
Höchststand in der Nachkriegszeit erreicht hat 
(etwa doppelt so hoch wie in der letzten Hoch- 
konjunktur 1965)? Teilt die Bundesregierung 
die Sorge, daß diese Entwicklung der Erzeuger- 
preise industrieller Produkte zwangsläufig zu 
einer zusätzlichen Verteuerung der Lebenshal- 
tungskosten der privaten Haushalte führen 
muß? 

Die derzeitige jährliche Steigerungsrate des In- 
dex der Erzeugerpreise industrieller Produkte be- 
trägt 6,4 %. Während des Korea-Booms war es zu 
Anstiegsraten gegenüber dem entsprechenden Vor- 
jahresmonat von über 22 % gekommen. Die Jahres- 
steigerungsrate des Index der Erzeugerpreise indu- 
strieller Produkte ist zur Zeit etwa doppelt so hoch 
wie die höchste Rate des vorangegangenen Kon- 
junkturzyklus. Hierauf war bereits in dem vom 
Bundesministerium für Wirtschaft herausgegebenen 
Vierteljahresbericht über die wirtschaftliche Lage 
in der Bundesrepublik Deutschland 1/70 hingewiesen 
worden, der Ende März 1970 veröffentlicht wurde. 

Die Bundesregierung teilt die Sorge, daß die 
Preiserhöhungen, die auf der Erzeugerstufe einge- 
treten sind, zu Verteuerungen in einigen Bereichen 
der Lebenshaltung führen können. Auch dies kommt 
in dem oben zitierten Bericht zum Ausdruck. Ein 
pauschaler Rückschluß von der Entwicklung des 
Index der Erzeugerpreise industrieller Produkte auf 
die Entwicklung der Verbraucherpreise wäre jedoch 
falsch. Das Zentrum der Verteuerungen in der 
Industrie lag eindeutig auf dem Investitionsgüter- 
sektor sowie bei Grundstoffen und Produktions- 
gütern. Der Preisauftrieb bei Verbrauchsgütern, des- 
sen Trend für die Bewegung der Konsumentenpreise 
in erster Linie relevant ist, war, wie aus obiger 


Tabelle zu entnehmen ist, wesentlich schwächer als 
z. B. bei Investitionsgütern. So lag der Preisindex 
für Investitionsgüter im April 1970 um 9,6% über 
dem Vorjahresstand, während der Preisindex für 
Verbrauchsgüter den Vorjahresstand gleichzeitig 
um 4,6 % übertraf. 

Die Bundesregierung ist bemüht, die Preissteige- 
rungstendenzen, die hauptsächlich der Preis für die 
stabilitätspolitischen Versäumnisse im Frühjahr und 
Sommer 1969 sind, so schnell wie möglich abzu- 
bauen. Sie hat zu diesem Zweck gemeinsam mit der 
Deutschen Bundesbank geeignete Maßnahmen er- 
griffen. Freilich läßt sich eine einmal in Gang ge- 
kommene Preisbewegung nicht kurzfristig abstop- 
pen, ohne daß damit andere fundamentale wirt- 
schaftspolitische Ziele gefährdet werden. Erste An- 
zeichen einer Preisberuhigung sind aber bereits zu 
erkennen. Der Anstieg des industriellen Erzeuger- 
preisniveaus gegenüber dem jeweiligen Vormonat 
hat sich insbesondere bei Verbrauchsgütern nach 
dem Jahresbeginn ebenso deutlich abgeschwächt wie 
der Anstieg der Lebenshaltungsindices. Nach dem 
Ifo-Konjunkturtest gingen darüber hinaus auch die 
Erwartungen steigender Preise für die nächsten 
drei Monate in der Iudustrie insgesamt und in der 
Verbrauchsgüterindustrie speziell laufend erheb- 
lich zurück. Auch auf der Groß- und Einzelhandels- 
stufe schwächt sich nach denselben Beobachtungen 
die Erwartung ab, daß sich die Verkaufspreise erhö- 
hen werden. 


Frage I. 3. a) bis f) 

Mit welcher Entwicklung rechnet die Bundes- 
regierung für 

a) das Wachstum des Bruttosozialprodukts zu 
Marktpreisen in jeweiligen und konstanten 
Preisen 1970 gegenüber 1969, 

b) das Wachstum in jeweiligen und konstanten 
Preisen 1970 gegenüber 1969 des privaten 
Verbrauchs, des Staatsverbrauchs, der Brut- 
toanlageinvestitionen und darunter der Aus- 
rüstungen und Bauten, 

c) die Zunahme des Tariflohn- und -gehalts- 
niveaus (auf Wochenbasis), der Lohndrift, 
der Bruttolöhne und -gehälter monatlich je 
Beschäftigten und der Bruttolohn- und -ge- 
haltssumme 1970 gegenüber 1969, 

d) das Wachstum des Bruttoeinkommens aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen 1970 
gegenüber 1969, 

e) die Höhe des Außenbeitrags 1970 in Mrd. 
DM, 

f) die laufende Ersparnis der privaten Haus- 
halte in v. H. des verfügbaren Einkommens 
(Sparquote)? 

Zu a) 

Die Bundesregierung geht aufgrund der Entwick- 
lung der letzten Monate und der z. Z. absehbaren 
weiteren Tendenzen jetzt davon aus, daß das Brutto- 
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Sozialprodukt 1970 um etwa I2V2 % in jeweiligen 
und um etwa 6 °/o in konstanten Preisen steigen 
dürfte. Hinter dieser Entwicklung steht die An- 
nahme, daß Auftragsbestände und Kapazitätsaus- 
lastung erst später und langsamer zurückgehen wer- 
den, als dies zu Anfang des Jahres noch von Bun- 
desregierung und Konjunkturforschungsinstituten 
übereinstimmend unterstellt worden war. 

Zu b) 

Für den privaten Verbrauch erwartet die Bundes- 
regierung z. Z. eine Steigerung um nominal etwa 
12 1 / 2 °/o und real rd. 8V2 %>, ifür den Staatsverbrauch 
erscheint eine Zunahme um rd. IOV2 %> in jeweiligen 
und um etwa 3 % in konstanten Preisen wahrschein- 
lich. 

Besonders kräftig werden auch in diesem Jahr 
wieder die Ausrüstungsinvestitionen expandieren, 
deren Zuwachs jetzt mit etwa 21 °/o in jeweiligen 
Preisen vorausgeschätzt wird. In konstanten Preisen 
dürfte dem eine Steigerung um etwa 13 %> ent- 
sprechen. Die Bauinvestitionen werden dagegen 
— insbesondere wegen der schlechten Witterung 
zu Anifang des Jahres — in konstanten Preisen 
wahrscheinlich nur um etwa 4 °/o zunehmen. Wegen 
der beim Bausektor besonders hohen Preissteige- 
rungen dürfte die nominale Zunahme der Bauinve- 
stitionen mit wahrscheinlich etwa 18 % trotzdem 
sehr hoch ausfallen. Insgesamt ergäbe das eine Zu- 
nahme der Anlageinvestitionen um etwa I9V2 °/o in 
jeweiligen und rd. 8V2 %> in konstanten Preisen. 

Zu c) 

Die Bundesregierung hält es für wahrscheinlich, 
daß das Tariflohn- und -gehaltsniveau 1970 auf 
Wocheribasis um etwa 10 bis 10V2% zunehmen 
wird. Wenn man den Abstand zwischen Tarif- und 
Effektivlohnentwicklung (einschließlich der Auswir- 
kungen der Lohnfortzahlung) auf etwa 3 bis 3 1 /2°/o 
veranschlagt, kann danach für die Bruttolöhne und 
-gehälter je abhängig Beschäftigten ein Zuwachs um 
etwa 13 bis 14 %>, ohne Lohnfortzahlung um etwa 
11 bis 12 °/o, erwartet werden. Bei einem wahrschein- 
lichen Anstieg der Beschäftigtenzahl um etwa 2 % 
würde die Bruttolohn- und -gehaltssumme dann 1970 
insgesamt um etwa I5V2 bis I6V2 °/o zunehmen. 

Zu d) 

Die Bundesregierung rechnet z. Z. damit, daß das 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 1970 um etwa 7 bis 9 % zunehmen dürfte. 

Zu e) 

Der nominale Außenbeitrag wird 1970 wahrschein- 
lich von 15,2 Mrd. DM im Vorjahr auf eine Größen- 
ordnung von rd. 12 Mrd. DM zurückgehen. Mit 1,7 °/o 
würde sein Anteil am Bruttosozialprodukt damit 
etwa im Rahmen der mittelfristigen Zielvorstellun- 
gen der Bundesregierung liegen. 

Zu f) 

Die Bundesregierung hält es für möglich, daß die 
in diesem Jahr besonders expansive Entwicklung 


der Einkommensarten mit vergleichsweise niedrige- 
rer Sparquote im Jahresdurchschnitt 1970 zu einer 
leichten strukturbedingten Reduzierung des Anteils 
der laufenden Ersparnisse der Privaten Haushalte 
am verfügbaren Einkommen von gut 12 % auf rd. 
1 1 1 /2 °/o führen könnte. In diesem Zusammenhang 
begrüßt die Bundesregierung die neuen Abmachun- 
gen von Tarifvertragsparteien über vermögenswirk- 
same Leistungen. 


Frage I. 4. 

Wie hat sich die Spartätigkeit der privaten 
Haushalte — auch unter Berücksichtigung even- 
• tueller Umschichtungsvorgänge — seit Oktober 
1969 entwickelt? Wie beurteilt die Bundesregie- 
rung diese Entwicklung der Spartätigkeit, ins- 
besondere auch im Zusammenhang mit den 
Preissteigerungen? 

Es kann davon ausgegangen werden, daß sich die 
im Jahre 1969 sichtbar gewordene Verschiebung der 
Struktur der Geldvermögensbildung im Jahre 1970 
fortsetzt. Demgemäß wird der Anteil der Ersparnis- 
bildung bei Banken insgesamt (bei relativer Zu- 
nahme der langfristigen und höher verzinslichen 
Einlagen gegenüber den Spareinlagen mit gesetz- 
licher Kündigungsfrist) abnehmen, während vor 
allem der Anteil des Wertpapiersparens, aber auch 
des Bau- und Versicherungssparens weiter stark 
wachsen und damit ein Gegengewicht zu dem Rück- 
gang bei den Spareinlagen bilden wird. 

Dies zeigt sich in dem besonders hohen Anteil der 
privaten Käufe bei den letzten Bundesanleihen. So 
wurde nach den Feststellungen der Deutschen Bun- 
desbank bei der Postanleihe vom April dieses Jah- 
res ein Anteil von rd. 80 °/o bei privaten Haushalten 
plaziert. 

Die Bundesregierung begrüßt diese Entwicklung 
sowohl unter Vermögens- als auch unter kapital- 
marktpolitischen 'Gesichtspunkten. 

Für das Jahr 1970 ist eine Verminderung der 
Sparquote von gut 12 °/o auf rd. 1 U/2 °/o zu erwarten. 
Dies ist im wesentlichen auf die veränderte Struk- 
tur der Einkommensbildung zurückzuführen (stär- 
kerer Anstieg der sparschwachen Einkommen). Ab- 
solut wird die Ersparnis weiter ansteigen. Berück- 
sichtigt man gleichzeitig die verbesserte Struktur der 
Ersparnisbildung, besteht alle Veranlassung, die 
Entwicklung positiv zu beurteilen. Durch die Ver- 
abschiedung des 3. Vermögensbildungsgesetzes 
wird diese Entwicklung einen weiteren Impuls er- 
halten. 


Frage II. 1. 

Wie ist die Erklärung des Bundesfinanzmini- 
sters zu vereinbaren mit der Tatsache, daß die 
Haushaltsausgaben des Bundes (ohne Zuführun- 
gen an die Konjunkturausgleichsrücklagen) nach 
dem Vierteljahresergebnis des Bundesministe- 
riums der Finanzen im 1. Vierteljahr 1970 um 
8,3 v. H. und die Kassenausgaben, wie sie die 
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Deutsche Bundesbank nachweist, im März sogar 
um 12 v. H, über dem Vorjahresergebnis lagen? 

Der Anstieg der Bundesausgaben im ersten Quar- 
tal 1970 ium 1,51 Mrd. DM bzw. 8,3 v. H. ist stark 
von Sonderfaktoren beeinflußt; aus diesem Grunde 
kann auch von der genannten Ausgabenentwicklung 
nicht auf eine mangelnde Wirksamkeit der vom 
Bundesminister der Finanzen erlassenen verschärf- 
ten Bestimmungen über die vorläufige Haushalts- 
führung geschlossen werden. — Im einzelnen ha- 
ben folgende Umstände zu dem Vierteljahresergeb- 
nis beigetragen: 

— Die Personalausgaben stiegen in den ersten drei 
Monaten um 0,65 Mrd. DM bzw. 19,3 v. H. an. 
Da im ersten Quartal 1969 die Besoldungsver- 
besserungen des Jahres 1969 noch nicht kassen- 
wirksam geworden waren, kommen in dem star- 
ken Anstieg der Personalausgaben die Gehalts- 
erhöhungen von 1969 und 1970 zum Ausdruck. 
Verstärkt wird dieser Faktor dadurch, daß im 
Zeitraum Januar/März jeweils 4 Monatsgehälter 
gebucht werden; der Anteil der Personalaus- 
gaben an den gesamten Ausgaben betrug im 
ersten Quartal daher auch 20,7 v. H. Mit fort- 
schreitendem Rechnungsjahr wird diese Aus- 
gabensteigerung naturgemäß abnehmen. Ohne 
diese zwangsläufigen Mehraufwendungen bei 
den Personalausgaben sind die Ausgaben des 
Bundes im ersten Quartal um 5,7 v. H. angestie- 
gen. 

— • Auf Grund der angespannten Kapitalmarktlage 
wurden anstelle vorgesehener Kreditaufnahmen 
Liquiditätszuschüsse geleistet. So flössen ins- 
besondere die Zuschüsse an die Deutsche Bundes- 
bahn beschleunigt ab ( + 0,39 Mrd. DM). Außer- 
dem wurden zur Begleichung offener Rechnungen 
im Straßenbau anstelle einer im Dezember 1969 
geplanten Kreditaufnahme über die öffa nun- 
mehr im Februar Ausgabemittel aus dem Haus- 
halt verwendet (0,14 Mrd. DM). 

— Im Aufgabenbereich „Landwirtschaft" stiegen die 
durch eine restriktive Haushaltsführung nicht 
beeinflußbaren Ausgaben für Marktordnungen 
( + 0,23 Mrd. DM) sowie für den Getreidepreis- 
ausgleich (+0,12 Mrd. DM) stark an und mach- 
ten über ein Fünftel der Mehrausgaben im ersten 
Quartal aus. 

— Schließlich ist bei der Beurteilung der Wachs- 
tumsrate der Ausgaben zu beachten, daß sich im 
Vorjahr die Ausgaben im ersten Quartal nur 
um 1,2 v. H. erhöht hatten und somit die statisti- 
sche Vergleichsbasis sehr niedrig ist. 

Die Wirksamkeit der verschärften vorläufigen 
Haushaltsführung läßt sich dagegen eindeutig an 
dem Rückgang der Ausgaben für den laufenden 
Sachaufwand um 0,21 Mrd. DM bzw. 8,4 v. H. und 
der um 0,10 Mrd. DM oder rd. 20 v. H. überproportio- 
nal niedrigeren Darlehensgewährung nachweisen. 

Die restriktive Haushaltspolitik schlägt sich auch 
in der günstigen Entwicklung der Kassenlage des 
Bundes in den vergangenen Monaten nieder. So 
hatte der Bund am 31. Dezember noch einen Kassen- 
kredit bei der Deutschen Bundesbank in Höhe von 
1,8 Mrd. DM in Anspruch nehmen müssen, während 


er zum Quartalsende über ein Guthaben in Höhe 
von 1,5 Mrd. DM verfügte. In diesem Betrag ist die 
erste Rate der Konjunkturausgleichsrücklage in 
Höhe von 750 Millionen DM enthalten, die der Bund 
im März termingerecht aus laufenden Einnahmen 
gebildet hat. — Darüber hinaus konnte der Bund 
im ersten Vierteljahr nach der Haushaltsstatistik 
Nettotilgungen in Hohe von 0,5 Mrd. DM vorneh- 
men. 

Der Anstieg der Kassenausgaben des Bundes im 
März um 12 v. H. lt. Angaben der Deutschen Bundes- 
bank kann in diesem Zusammenhang nicht zu Ver- 
gleichszwecken herangezogen werden. Auf Grund 
der unterschiedlichen ßuchungszeiträume und der 
verschiedenen Buchungstechniken können die Mo- 
natsergebnisse der Deutschen Bundesbank und die 
Zahlen des Bundesministeriums der Finanzen für 
einzelne Monate stark voneinander abweichen. Für 
den gesamten Zeitraum des ersten Quartals 1970 
stellen sich die Kassenausgänge des Bundes lt. Nach- 
weisung durch die Deutsche Bundesbank auf +5,9 
v. H. und liegen damit noch merklich unter der vom 
Bundesfinanzministerium ermittelten Steigerungs- 
rate der Ausgaben. 


Frage II. 2. 

Wie gedenkt die Bundesregierung etwaige 
Steuermehreinnaihmen die über die Ansätze 
des Haushaltsentwurfs des Bundes hinausge- 
hen, zu verwenden? 

Die Bundesregierung wird etwaige Steuermehrein- 
nahmen bei der Deutschen Bundesbank stillegen. 


Frage II. 3. 

Wie stellt sich die Bundesregierung die haus- 
haltsmäßige Deckung der Konjunkturausgleichs- 
rücklage vor? 

Die Konjunkturausgleichsrücklage konnte im 
Haushaltsentwurf 1970 zunächst nur als Leertitel 
veranschlagt werden, -da zum Zeitpunkt der Auf- 
stellung des Entwurfs noch nicht über die Bildung 
einer Rücklage entschieden worden war. über das 
weitere Verfahren werden die gesetzgebenden Kör- 
perschaften bei den Beratungen des Haushaltsent- 
wurfs entscheiden. 


Frage II. 4. 

Wie schätzt die Bundesregierung für das Jahr 
1970 im Vergleich zu 1969 die Entwicklung der 
Gesamtausgaben, der Gesamteinnahmen und 
der Finanzierungssalden 

a) für den Staat [Bund, ERP-Sondervermögen, 
Lastenausgleichsfonds, Länder, Gemeinden 
(Gem.eindeveibände) , Sozialversicherung] 
insgesamt, 

b) für den Bund, die Länder, die Gemeinden 
(Gemeindeveibände) und die Sozialversiche- 
rung im einzelnen? 
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Zu a) 

Die Bundesregierung erwartet im Jahre 1970 fol- 
gende Entwicklung für die Gesamtausgaben, die Ge- 
samteinnahmen und den Finanzierungsüberschuß des 
gesamten staatlichen Bereichs (Bund, ERP-Sonder- 
vermögen, Lastenausgleichsfonds, Länder, Gemein- 
den und Gemeindeverbände sowie Träger der So- 
zialversicherung) : 

Zuwachsrate 1970 
gegenüber 1969 
in v. H . 

Gesamtausgaben ~F 8 bis 9 

Gesamteinnahmen + IOV2 bis IIV2 


Finanzierungsüberschuß 
(Mrd. DM) 

davon: Gebietskörperschaften 
Sozialversicherung 


+ rd. 16 
8 bis 9 

7 bis 9 


Hiernach verbessert sich im Jahre 1970 der anti- 
zyklisch wirkende Finanzierungsüberschuß im ge- 
samten öffentlichen Bereich gegenüber 1969 von rd. 
9 Mrd. DM auf rd. 16 Mrd. ‘DM, also um id. 
7 Mrd. DM, Der Finanzierungsüberschuß entspricht 
damit rd. 2,5 v. H. des Bruttosozialprodukts. Diese 
Entwicklung ist auf die deutlich unter dem zu er- 
wartenden Wachstum des Sozialprodukts liegende 
Zunahme der öffentlichen Ausgaben sowie auf den 
konjunkturell bedingten Anstieg der Steuereinnah- 
men und der Sozialversicherungsbeiträge zurückzu- 
führen. 


Im Hochkonjunkturjahr 1965 lag statt eines Finan- 
zierungsüberschusses, wie er auch damals konjunk- 
turgerecht gewesen wäre, ein Finanzierungsdefizit 
in Höhe von 1,8 Mrd. DM vor. 


Zu b) 

Die Darstellung der von der Bundesregierung er- 
warteten Gesamtausgaben, der Gesamteinnahmen 
und des Netto-Finanzierungssaldos der einzelnen 
Gebietskörperschaften dm Jahre 1970 erfolgt in der 
Abgrenzung nach dem Haushaltsplan, da entspre- 
chende Angaben in der Abgrenzung der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung nicht vorliegen: 

Zuwachsrate 1970 
gegenüber 1969 
in v. H. 

Bund 

Gesamtausgaben + rd. 9 

Gesamteinnahmen 4- rd. 8V2 

Netto-Finanzierungs- 

überschuß (Mrd. DM) rd. IV2 

(Nachrichtlich 1965: Nettofinanzierungsdefizit 
2 Mrd. DM) 

Länder 

Gesamtausgaben 4- 9 bis F 9V2 

Gesamteinnahmen + 9 bis + 9 1 /* 

Netto-Finanzierungs- 

überschuß (Mrd. DM) rd. 1 

(Nachrichtlich 1965: Nettofinanzierungsdefizit 
4 Mrd. DM) 

Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) 

Gesamtausgaben 
Gesamteinnahmen 

Netto-Finanzierungs- 
defizit (Mrd. DM) 


+ 9 bis + 9 1 /* 

+ 4V2 bis + 5 

2 bis 3 


Bei diesen Daten wurde wie im Jahreswirtschafts- 
bericht 1970 der Bundesregierung die Abgrenzung 
nach dem Staatskonto der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung zugrunde gelegt. 

Die gleichen Tendenzen in der Finanzentwicklung 
zeigen sich auch in der Abgrenzung nach dem Haus- 
haltsplan? hierbei werden im Gegensatz zum Staats- 
konto der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die 
Darlehensgewährung und die Beteiligung in die 
Ausgaben einbezogen, außerdem werden die Aus- 
gaben anders als beim Staatskonto der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung nach dem Kassenprin- 
zip erfaßt. Für die Gelbietskörperschaften (einschl. 
Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Öffa, 
ohne Sozialversicherungsträger) ergibt sich folgende 
Entwicklung bei den Gesamtausgaben, Gesamtein- 
nahmen und Netto-Finanzierungssaldo: 

Zuwachsrate 1970 
gegenüber 1969 
in v. H. 

Gesamtausgaben 4- 9 bis 4- 9V2 

Gesamteinnahmen + 8 bis 4- 8V2 

Netto-Finanzierungsüberschuß 

(Mrd, DM) 0 

(nachrichtlich 1965: Nettofinanzierungsdefizit 
10,5 Mrd. DM) 


(Nachrichtlich 1965: Nettofinanzierungsdefizit 
4V2 Mrd. DM) 

Sozialversicherung 

(die Entwicklung der Soz'ialversicherungsträger in 
ihrer Gesamtheit für das Jahr 1970 kann gegenwär- 
tig nur nach der Abgrenzung der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung — ohne Darlehensgewährun- 
gen etc. — abgeschätzt werden, da die Finanzentwick- 
lung der Sozialversicherungsträger insgesamt für das 
Ausgangsjahr 1969 nach dem neuesten Stand zur 
Zeit nur in der Abgrenzung der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung vorliegt) 

Gesamtausgaben*) 4* 5V2 bis 4- 6V2 

Gesamteinnahmen 4- 13 bis 4- 14 

Finanzierungsüberschuß 

(Mrd. DM) 7 bis 8 

(nachrichtlich 1965: Nettofinanzierungsdefizit 
3,9 Mrd. DM). 

Frage II. 5. 

In welchem Maße machen die Bundesregierung 
und die Deutsche Bundesbank gemeinsam mit 

*) ohne Beamtenpensionen 
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den Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten und der Bundesanstalt für Arbeit 
von den im Dritten Rentenversicherungs-Ände- 
rungsgesetz bzw. im Arbeitsförderungsgesetz 
geschaffenen Möglichkeiten einer antizyklisdien 
Anlagepolitik dieser Institutionen Gebrauch? 

Die Ausgaben der Arbeiterrentenversicherung 
wurden nach den bisher vorliegenden Ergebnissen 
durch die laufenden Einnahmen immer noch nicht 
gedeckt, so daß die Angestelltenversicherung Liqui- 
ditätshilfe leisten mußte. Unter Berücksichtigung der 
Streichung der 4. Rate des sogenannten Wanderver- 
sicherungsausgleichs betrug das Defizit im Jahr 1969 
immer noch 1,3 Mrd. DM. Ergebnisse für das erste 
Vierteljahr 1970 liegen noch nicht vor. Da mit ver- 
mehrten Beitragseinnahmen zu rechnen ist, werden 
sich jetzt bei den Versicherungsträgern zunehmend 
Reserven bilden, deren Anlage konjunkturpolitisch 
relevant wäre. Die Bundesregierung prüft, wann die 
Voraussetzungen für die Anwendung des Instru- 
ments des § 1383 b RVO gegeben sind. 

Bereits im Herbst des vergangenen Jahres haben 
Bundesregierung und Bundesbank gemeinsam von 
der im Arbeitsförderungsgesetz vorgesehenen Mög- 
lichkeit Gebrauch gemacht, die Bundesanstalt für 
Arbeit aus konjunktur- oder währungspolitischeii 
Gründen zur Stillegung eines Teiles ihrer Rücklage 
zu veranlassen. Die Bundesanstalt hat inzwischen 
500 Millionen DM in Mobilisierungspapieren bei der 
Deutschen Bundesbank stillgelegt. Wegen der un-; 
erwartet starken Inanspruchnahme der liquiden Mit- 
tel der Bundesanstalt für die Zahlung von Schlecht- 
wettergeld (veranschlagt: 670 Millionen DM, vor- 
aussichtliche Ausgaben: 1300 Millionen DM) kann 
zur Zeit eine Stillegung weiterer Mittel nicht in Be- 
tracht gezogen werden. 

Auch durch ihre beträchtlichen Ausgaben zur Ver- 
besserung der Wirtschaftsstruktur hat die Bundes- 
anstalt, die auf diesem Gebiet eng mit der Bundes- 
regierung zusammenarbeitet, einen Beitrag zur Sta- 
bilisierung geleistet. Derartige Leistungen führen 
zu einer konjunktur entschärf enden Verteilung der 
Nachfrageströme, in dem sie bei der in der Hoch- 
konjunktur gegebenen großen Investitionsneigung 
Investitionsvorhaben aus den Spannungszentren des 
Arbeitsmarktes in solchen Regionen lenken, in 
denen noch ein ungenutztes Arbeitskräftepotential 
vorhanden ist. Die Ausschöpfung dieses regional 
gebundenen Potentials steigert das inländische 
Güterangebot. Damit leisten die strukturverbessern- 
den Ausgaben der Bundesanstalt einen Beitrag zur 
Preisstabilität. 


Frage III. 1. 

Wie steht die Bundesregierung zu der vielfach 
geäußerten Befürchtung, daß sich eine einseitige 
Ausrichtung auf die Diskontpolitik im Gegen- 
satz zu einer unmittelbaren Dämpfung der ge- 
samtwirtschaftlichen Nachfrage eher in Preis- 
steigerungen als in einer Abschwächung der 
Investitionstätigkeit niederschlägt? 


Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß die 
konjunkturpolitischen Dämpfungsmaßnahmen ge- 
genwärtig einseitig auf die Diskontpolitik ausgerich- 
tet sind. Vielmehr gab erst die währungspolitische 
Maßnahme einer Verbesserung der DM-Parität um 
9,3% {bzw. 8,5 %) der Kreditpolitik wieder festen 
Boden unter die Füße. Die DM-Aufwertung trägt 
auch für sich betrachtet zur Nachfragedämpfung bei. 
Dazu kommt eine Haushaltspolitik bei Bund und 
Ländern, die restriktiv auf den Einkommenskreislauf 
wirkt und mit ihren hohen Finanzierungsüber- 
schüssen (vgl. Antwort zu Frage II.4.) die Kredit- 
politik der Bundesbank wirksam unterstützt. Die 
Anwendung der §§ 4, 6 und 15 StWG hat somit im 
Unterschied zur Situation 1965/66 zu einem policy 
mix aus gleichgerichteten Maßnahmen von Bundes- 
regierung und Bundesbank geführt. 

Die Bundesregierung teilt auch nicht die Meinung, 
daß sich die von der Deutschen Bundesbank am 
6. März 1970 beschlossene Erhöhung des Diskont- 
satzes auf 7,5 % eher in Preissteigerungen als in 
einer Abschwächung der Investitionstätigkeit nie- 
derschlägt. Bei der gegenwärtigen Nachfragesitua- 
tion ist zwar kurzfristig eine Weiterwälzung der 
gestiegenen Kreditkosten in Teilbereichen der Wirt- 
schaft nicht auszuschließen. Die Kreditverteuerung 
wird sich aber gleichzeitig dämpfend auf über- 
steigerte Investitionsnachfrage und Lagerhaltung 
auswirken und dadurch eine Beruhigung des Preis- 
klimas herbeiführen helfen. 


Frage III. 2. 

Trifft es zu, daß die Diskonterhöhung neben 
den Mietern und dem Wohnungsbau vor allem 
die mittelständische Wirtschaft belastet, da sie 
nicht über hinreichende Selbstfinanzierungs- 
möglichkeiten verfügt und auch nicht in ent- 
sprechendem Maße auf ausländische Kredit- 
quellen zurückgreifen kann? 

Im Einzelfall kann dies sehr wohl zutreffen; die 
mittelständische Wirtschaft als Ganzes dürfte aber 
von der Diskonterhöhung kaum stärker belastet 
werden als die Großunternehmen. Aus neueren 
Untersuchungen der Deutschen Bundesbank — ab- 
gedruckt in den Monatsberichten März und April 
1970 — kann gefolgert werden, daß die Selbstfinan- 
zierungsmöglichkeiten der mittelständischen Unter- 
nehmen nicht wesentlich ungünstiger sind als die 
der Großunternehmen. Auch der fehlende Zugang 
zu ausländischen Kreditquellen führt nicht zu einer 
wesentlichen Schlechterstellung der mittelständischen 
Wirtschaft. Die Finanzierung über ausländische 
Kreditmärkte beschränkte sich bisher nur auf relativ 
wenige Großunternehmen und wird auch dem Volu- 
men nach meist überbewertet. Sie verliert außerdem 
bereits wieder durch erneut einsetzende Zinssteige- 
rungen im Ausland an Attraktion. Die Zinsbelastung 
für die mittelständische Wirtschaft wird im übrigen 
durch die bestehenden zinsgünstigen Finanzierungs- 
programme des ERP-Sondervermögens gemildert. 

Im übrigen verkennt diese Frage, daß eine Heran-* 
führung des deutschen Zinsniveaus an die inter- 
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nationalen Zinssätze schon aus Zahlungsbilanzgrün- 
den zwangsläufig war, nachdem die Stabilitätspoli- 
tik durch die außenwirtschaftliche Absicherung ein- 
geleitet war und damit der Grund für eine Auf- 
wertungsspekulation entfallen war. Denn allein die 
Aufwertungsspekulation hatte es zuvor ermöglicht, 
bei freier Konvertibilität der DM das deutsche Zins- 
niveau unter dem ausländischen zu halten. 

Der pauschalen Behauptung, daß die Diskonterhö- 
hung in erster Linie die Mieter und den Wohnungs- 
bau treffe, ist die Bundesregierung bereits in der 
Beantwortung der Großen Anfrage zur Wohnungs- 
baupolitik (Drucksache VI/716) entgegengetreten. 
Dort ist insbesondere im allgemeinen Teil und zur 
Frage 5 eingehend begründet, daß nur die Anhebung 
des Spareckzinses in begrenzten Ausnahmefällen, 
nicht aber die Diskonterhöhung den Mietzins beein- 
flußt. 


Frage III. 3. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr, 
daß die Diskontpolitik der Bundesbank in An- 
betracht von Zinssenkungstendenzen im Aus- 
land unterlaufen wird und zunehmend Geld aus 
dem Ausland in die Bundesrepublik anlockt? 

Die Gefahr, daß die Diskontpolitik der Bundes- 
bank durch Geldzuflüsse aus dem Ausland unter- 
laufen wird, dürfte zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht besonders groß sein, denn wie bereits aus der 
Beantwortung der Frage III. 2. hervorgeht, machen 
sich an den ausländischen Geldmärkten bereits wie- 
der Zinssteigerungstendenzen bemerkbar. Am Kapi- 
talmarkt liegt das Zinsniveau in der Bundesrepublik 
immer noch niedriger als an den ausländischen 
Kapitalmärkten. Aus diesen Gründen dürfte auch 
der Zufluß von Auslandskapital zum Unternehmens- 
sektor nicht besonders groß sein. Für den Banken- 
sektor hat die Deutsche Bundesbank durch die Erhe- 
bung einer zusätzlichen Mindestreserve von 30 °/o 
auf die Zunahme der Verbindlichkeiten der Kredit- 
institute gegenüber dem Ausland die Geldbeschaf- 
fung im Ausland so empfindlich verteuert, daß von 
hier aus kaum mit einem Unterlaufen der Diskont- 
politik zu rechnen ist. Mit dem jüngsten Beschluß 
der Deutschen Bundesbank, die Zunahme der Ver- 
pflichtungen deutscher Banken gegenüber Auslän- 
dern aus dem Abschluß von „Pensionsgeschäften' 1 
auf die Rediskontkontingente anzurechnen, wurde 
die Kreditaufnahme im Ausland weiter erschwert. 


Frage III. 4. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die einseitig 
der Bundesbank aufgebürdete Dämpfungspolitik 
im Hinblick auf die im Jahreswirtschaftsbericht 
und vom Bundesminister für Wirtschaft vor dem 
Bundestag am 17. Februar 1970 angekündigte 
konzertierte Aktion zur internationalen Zins- 
abrüstung? 

Sowohl im Jahreswirtschaftsbericht als auch vom 
Bundeswirtschaftsminister wurde am 17. Februar 


1970 vor dem Deutschen Bundestag die Anregung — 
nicht Ankündigung — einer konzertierten Aktion 
zur internationalen Zinsabrüstung ausdrücklich 
unter die Bedingung gestellt, daß eine monetäre 
Auflockerung im Inland vertretbar sei und auch in 
den Partnerländern die Voraussetzungen gegeben 
seien. Diese Voraussetzungen sind gegenwärtig 
weder im Inland noch im Ausland erfüllt. Die Preis- 
steigerungstendenzen haben sich nicht nur bei uns 
als äußerst hartnäckig erwiesen. Die Kreditpolitik 
wird daher auch in den anderen Industrieländern 
vorerst noch auf die Wiederherstellung der Preis- 
stabilität ausgericht sein. Die gegenwärtige Zins- 
politik der Bundesbank trägt also nicht nur unseren 
binnenwirtschaftlichen Erfordernissen Rechnung, 
sondern steht auch durchaus im Einklang mit den 
weltwirtschaftlichen Notwendigkeiten. 


Frage IV. 1. und 2. 

Glaubt die Bundesregierung noch immer, daß 
die sich abzeichnende wirtschaftliche Entwick- 
lung den Forderungen des Gesetzes zur Stabili- 
tät und des Wachstums der Wirtschaft gerecht 
wird? 

Hat die Bundesregierung auf Grund der fun- 
dierten Äußerungen von sachkundiger Seite 
ihre Meinung geändert? Hält sie zusätzliche und 
gegebenenfalls welche Maßnahmen für erforder- 
lich, um eine wirtschaftliche Entwicklung zu ge- 
währleisten, die mit den Zielvorstellungen des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft in Einklang steht? 

Die voraussichtliche Entwicklung im Jahre 1970 
kann gewiß nicht voll zufriedenstellen. Drei der 
vier Ziele des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft werden aber 
nahezu optimal erfüllt werden: Wachstum, Voll- 
beschäftigung und außenwirtschaftliches Gleich- 
gewicht. Das vierte Ziel, die Preisstabilität, wird sich 
nur allmählich erreichen lassen. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß seine Realisierung unter schwierigen 
Bedingungen in der die deutsche Wirtschaft um- 
gebenden Umwelt angestrebt werden muß. Wichtige 
Industrieländer weisen nach wie vor höhere Preis- 
steigerungsraten auf, nicht wenige davon bei einem 
langsameren Wachstum des Bruttosozialprodukts als 
in der Bundesrepublik. Im Extremfall trifft sogar 
eine Stagnation der Wirtschaftstätigkeit mit einer 
besonders hohen Preissteigerung zusammen. 

Eine von Ungeduld geprägte Stabilisierungspolitik 
würde die Rückkehr zum Gleichgewicht zwar be- 
schleunigen können, aber nur um den Preis einer 
Gefährdung von Wachstum und Vollbeschäftigung. 
Dazu ist die Bundesregierung nicht bereit. Sie ist 
daher der Auffassung, daß die derzeit abzusehende 
Entwicklung für das Jahr 1970 erlaubt, die Wirkung 
der bisher getroffenen Maßnahmen weiter zu beob- 
achten. Dem Aufkeimen einer neuen Beschleunigung 
des Preisauftriebs würde die Bundesregierung nicht 
tatenlos zusehen. 
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